
Der Versuch eines Kuhhandels
unterstützt das Vorhaben von Finanzminister Lindner zur Erhöhung des Kinderfreibetrags.

Das Kindergeld sei bereits im vergangenenen Jahr deutlich angehoben worden.

Wolfgang Steiger

BundesfinanzministerChristian Lindnerwagt
einen Vorstoß zur Erhö-
hung des Kinderfreibe-

trags und erntet unange-
brachten Gegenwindvon den eige-
nen Koalitionspartnern. Dabei

sorgt Herr Lindnermit der überfäl-
ligen Anpassung nur für ausglei-
chende Gerechtigkeit. Im vergan-
genenJahr wurde eine Kindergeld-
erhöhungum 14,2 Prozent von 210
auf 250 Euro pro Monat vorge-
nommen und in den Reihen der
Ampel mit Beifall bedacht. Dieser
Beifall, der vor allem aus dem lin-
ken Teil der Bundesregierung
kommt, birgt jedoch einen faden
Beigeschmack er belastet die Leis-

tungsträger in unserem Land mas-

siv. Das Bürgergeld und die geplan-
te Kindergrundsicherung stellen
Transferhaushalte auf Kosten der
Steuerzahler erheblichbesser als

große Teile der arbeitenden Bevöl-
kerung und animieren eher zum

Ausruhen anstatt zum Arbeiten.
Die Behauptung aus der SPD, al-

len voran von Herrn Klingbeil, das
Vorhaben der FDP begünstige le-
diglich Besserverdiener, ist im Wis-
sen der bereits erfolgten Kinder-

gelderhöhung maximal unehrlich.
Der Leistungsgedanke in unserer

Gesellschaft tritt mit einer stetigen
Aufstockung der staatlichen Ali-
mentierung immer weiter in den
Hintergrund. Dies hat verheerende
Auswirkungen auf Wertschöpfung
und Wohlstand in unserem Land.

Die Anhebung des Kinderfreibe-
trags stellt im Gegensatz dazu eine
nicht nur angemessene, sondern

geradezu zwingend gebotene Reak-
tion auf die Erhöhung des Kinder-

geldes dar. Auch die hart arbeiten-
den Menschen müssen deutliche
Entlastungen spüren.

Ohnehin ist die Berechnungs-
methode des Freibetrags bereits
2014 vom Finanzgericht Nieder-
sachsen als verfassungswidrig ein-

gestuft worden. Realbedarfund
tatsächliche Steuererleichterung
stehen in einem Ungleichgewicht
zueinander. Ein Resultat, das
durch den 14. Existenzminimum-
bericht im vergangenenJahr aber-
mals bestätigt wurde. Die Preisstei-

gerungen und die Erhöhung der
Freibeträge klaffen auseinander.
Leidtragend ist wieder einmal die
schwer gebeutelte Mittelschicht.

Der Ausgleich beim Kinderfrei-
betrag ist daher eine zwingend not-

wendige Maßnahme. Bundesfi-
nanzminister Lindner setzt also le-
diglich die Vorgaben des Berichts
um, die eine klare Erhöhung zum

Ausgleich der Inflation verlangen.
Ein Beibehalten der Schräglage
zwischen Freibetragund Kinder-

geld verstärkt ansonsten die unge-
wollte Umverteilung im deutschen
Sozialsystem und sorgt für eine zu-

nehmende Verminderungvon

Leistungsanreizen.
Die jetzt aufkommende Forde-

rung von links, man müsse auch
das Kindergeld erhöhen, wenn der
Kinderfreibetrag steigt, ist der
durchschaubare Versuch eines
Kuhhandels von SPD und Grünen
nach der bereits erfolgten Erhö-
hung des Kindergelds eine weitere

Anhebung durchzudrücken. Grü-
ne und Sozialdemokraten gerieren
sich, durch diesen Versuch Leis-

tung indirekt zu bestrafen. Es ist

gut, dass der Bundesfinanzminis-
ter hier klar Stellungbezieht.

Der Spagat zwischen Beruf und
verantwortungsvollerErziehung
des Nachwuchses ist schwierig und
muss in allen Einkommensklassen
den nötigen Respekt erfahren.
Bundesfinanzminister Christian
Lindner ist daher gut beraten, sei-
nen angestrebten Kurs beizubehal-
ten, die Erhöhung des Kinderfrei-
betrags durchzusetzen und eine er-

neute Erhöhung des Kindergeldes
unbedingt zu verhindern.

Der Gastautor ist
Generalsekretär des

Wirtschaftsrates der CDU.
Der unternehmerische

Berufsverband vertritt mehr
als 12 000 Mitglieder.

Datum | 27.01.2024

Auflage | 21.412


	Der Versuch eines Kuhhandels (Fuldaer Zeitung, 27.01.2024)

